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An die Stadt Sandersdorf-Brehna, die Bürgermeisterin Frau Steffi Syska und die 
Mitglieder des Stadtrates der Stadt Sandersdorf-Brehna 

(info@sandersdorf-brehna.de) 

Stellungnahme/Einspruch gegen den Entwurf der 2. Sachlichen Teiländerung des 
Flächennutzungsplanes der Stadt Sandersdorf-Brehna in der Gemarkung Ramsin 

Hiermit nehme ich Stellung und lege Einspruch gegen die o.a. Flächennutzungsplanänderung 
ein. 

Begründung 

Die Aussage im Umweltbericht, dass der hier anstehende Boden „einen Großteil seiner 
natürlichen Bodenfunktionen verloren hat“ ist fachlich nicht korrekt und suggeriert einen 
„wertlosen Boden“ im Plangebiet. 

Im Umweltbericht bezieht man sich auf die Aussagen der Unteren Bodenschutzbehörde:1  

 
Die natürlichen Bodenfunktionen definieren sich gemäß § 2 Abs. 1 BBodSchG2 wie folgt: 

Der Boden erfüllt im Sinne dieses Gesetzes  

1. natürliche Funktionen als 

a) Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen, 

b) Bestandteil des Naturhaushalts, insbesondere mit seinen Wasser- und   

    Nährstoffkreisläufen, 

c) Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen auf Grund der Filter-,  

   Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften, insbesondere auch zum Schutz des  

   Grundwassers. 

Die im Plangebiet durch Renaturierung (langjährige Spontansukzession) entstandenen und sich 
entwickelnden Böden (bewachsen und unbewachsen) erfüllen die im § 2 Abs. 2 Nr. 1a, b, c 
BBodSchG genannten, natürlichen Bodenfunktionen.  

Schwerwiegende Beeinträchtigungen oder gar ein Funktionsverlust der natürlichen Boden-
funktionen, wie sie etwa durch großflächige Versiegelungen, sehr starke Verdichtungen oder 
Giftstoffe entstehen, sind nicht vorhanden. Versiegelungen wurden mit max. 2,2 % der Fläche 
im Umweltbericht angegeben. 

Die natürlichen Bodenfunktionen mögen beeinträchtigt sein (insbesondere mit Blick auf die 
natürliche Bodenfruchtbarkeit/Ertragsfähigkeit), von einem „Verlust des Großteils der 
Funktionen, sogar einem „nachhaltigen“ Verlust, ist keinesfalls auszugehen. 

Die Standortwahl ist unter Berücksichtigung der Standortkriterien des EEG nur allein wegen der 
geschädigten Böden im Zuge des Kiesabbaus (hier nur Verlust der natürlichen Bodenprofile) 
nicht begründbar. 

Bodenbewertungssystem (BFBV-LAU) 

Die Funktionserfüllung der Bodenfunktion „Naturnähe“ im Gebiet ist aufgrund der Bedeutung 
des Gebietes für den Artenschutz gegeben. Das Landesamt für Umweltschutz Halle (LAU) 
attestierte der Fläche eine „besonders hohen ökologischen Wertigkeit“ – einen „Hotspot 
der Biodiversität“ 
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Die sehr hohe Bedeutung des Plangebietes hinsichtlich dieser Bodenfunktion begründet sich 
auch insbesondere dadurch, dass das Plangebiet als Standort mit Extremböden (VBK50) 
ausgewiesen ist und deshalb ein sehr hohes Biotopentwicklungspotential hat.  

Die hier anstehenden Böden bestehen aus Sanden und Kiesen (tlw. kohlehaltig). Dieser dürfte 
i.d.R. einen hohen kf-Wert haben. (z.B. hohe Sickerwasserraten und hohes 
Infiltrationspotential). Das Wasser versickert überwiegend in den Untergrund. Der 
Oberflächenabfluss ist wegen der geringen Wasserspeicherfähigkeit gering. Das Wasser bleibt 
quasi in der Fläche. Das Grundwasserneubildungspotential ist als sehr hoch zu bewerten, 
demnach ist die Funktionserfüllung hinsichtlich des „Wasserhaushaltspotentials“ der Fläche 
sehr hoch.  

Die Ertragsfähigkeit des Bodens ist gering bis sehr gering, da es sich um humusarme 
Rohböden handelt. Der ph-Wert wurde hier nicht bestimmt. Dennoch kann man 
erfahrungsgemäß von überwiegend geringen ph-Werten und/oder heterogenen Verhältnissen 
ausgehen, die eine geringe bis sehr geringe Ertragsfähigkeit begründen.  

Die Archivfunktion des Bodens ist nicht mehr gegeben (keine Funde oder Belege).  

Für das Bodenfunktionsbewertungsverfahren (BFBV) von Sachsen-Anhalt gilt grundsätzlich das 
Maximalwertprinzip, wenn nicht aufgrund von Besonderheiten und Randbedingungen eine 
davon abweichende Wichtung begründet ist. Es erschließt sich daher fachlich kein Grund (z.B. 
Besonderheiten, Randbedingungen) für eine abweichende Wichtung. Das Fehlen von 
Bodenanalysen kann kein Grund sein. Humusarme Rohböden sind im Sinne der 
Definition/Bodenklassifizierung auch Böden und daher kein Ausschlusskriterium. Auch sieht das 
BFBV einen Ausschluss von Rohböden vor. 

Deshalb kann davon ausgegangen werden, dass ein Großteil der natürlichen Bodenfunktionen 
vorhanden ist, welche erst durch die anlagebedingte Versiegelung von 1,75 ha verloren gehen. 

Da insbesondere die Bodenfunktionen „Naturnähe“ und „Wasserhaushaltsfunktion“ mit sehr 
hoch begründbar zu bewerten sind, ergibt sich in der Gesamtbewertung auf Basis des 
Maximalwertprinzips gemäß BFBV eine sehr hohe Bewertung der Bodenfunktionen im 
Plangebiet. 

Die Standortwahl ist zudem unter Berücksichtigung der Standortkriterien des EEG nur allein 
wegen der geschädigten Böden im Zuge des Kiesabbaus (Verlust der natürlichen Bodenprofile) 
nicht begründbar. 

Mit der FNP-Änderung i.V. mit dem Bauvorhaben werden Böden, deren Bodenfunktionen nach 
dem BFBV als sehr hoch zu bewerten sind zerstört, mindestens auf 1,75 ha. 
Entsiegelungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. Die Flächenbilanz im Umweltbericht wurde 
„geschönt“, indem großflächige Trocken- und Halbtrockenrasen einfach im Bestand weg 
gelassen wurden. Die Etablierung von krautiger Vegetation zwischen den Modulen kompensiert 
keinesfalls den versiegelungsbedingten Verlust der Bodenfunktionen, erst recht nicht, da  
geplant ist, diese turnusmäßig durch Plaggen umzubrechen.  

Es sind ca. 120 ha freie und verfügbare Industrie- und Gewerbeflächen im Stadtgebiet 
vorhanden. Daher ist die Ausweisung der Fläche als „Sondergebiet Erneuerbare Energien“ 
nicht alternativlos, was rechtlich zwingend Berücksichtigung finden muss. 

Ich empfehle daher im FNP das Plangebiet als 

„Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Natur und Landschaft (§ 5 Abs. 2 Nr. 10 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 
BauGB) auszuweisen. 
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